Geſes⸗Sammlun 


5 5 für die ee 
Königlichen Preußiſchen Staaten 


„„ 


5 (Ir. 5917.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahn⸗ N 
geſellſchaft. Vom 18. Mai 1864. ee 


| Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Berlin uͤber Cottbus 
nach Goͤrlitz eine Aktiengeſellſchaft gebildet hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe 
dieſer Eiſenbahn Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch 
das Uns vorgelegte, am 30. April 1864. notariell vollzogene Statut hiermit 
landesherrlich beftätigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber 
die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften 
über die Expropriation auf dieſes Unternehmen Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Genehmigungs⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde iſt mit 
dem Statute zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a 


Gegeben Berlin, den 18. Mai 1864. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Statut 85 


PIE 


ubergang 1864. (Nr. 5917) ee & 66 
: Ausgegeben zu Berlin den 11. Auguſt 1864. 


der | 


Berlin-Görliger Eifenbahn-Gefellfhaft. 


Sa } g 50 5 | | A. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


. 
Name und Zweck der Geſellſchaft. ; 


Anter der Benennung: „Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahngeſellſchaft“ wird eine 

Aktiengeſellſchaft errichtet, welche den Bau, die vollſtaͤndige Ausruͤſtung und 
den Betrieb einer von der Allerhoͤchſten Beftätigung dieſes Statuts in längſtens 
vier Jahren zu vollendenden Eiſenbahn von Berlin durch die Niederlauſitz uͤber 
Cottbus nach Goͤrlitz zum Zweck hat. a 5 N 


3 | §. 2. 
f 2 Art der Benutzung. 


3 Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen 
auf eigene Rechnung betreiben, auch — ſoweit ſie es ihrem Intereſſe gemaͤß 
findet, oder geſetzlich dazu verpflichtet iſt — anderen die Benutzung der Bahn 
zu Perſonen⸗ und Guͤtertransporten gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahn⸗ 
geldes geſtatten. ee 2 23 
Sie kann auch unter Genehmigung des Handelsminiſters einer anderen 
Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn durch beſonderen Ver⸗ 
trag uͤberlaſſen. | ee 10 
Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln eine 
R noch beffere und wohlfeilere Förderung der Transporte, als auf Eiſenſchienen 
und mittelſt Lokomotiven, möglich werden, fo kann die Geſellſchaft auch das 
neue Befoͤrderungsmittel, vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, herſtellen 


EN 


und benutzen. 


= FR Bahnlinie und Bauplan. e . N 

Die Bahnlinie hat das Königliche Miniſterium für Handel, Gewerbe 

ee und Öffentliche Arbeiten feſtzuſtellen; auch unterliegen der Genehmigung deſſelben 
die ſpeziellen Bauprojekte und Anſchlaͤge. 5 

RE: Von dem feftgeftellten Bauplane darf nur unter befonderer Genehmigung 

des vorbezeichneten Miniſteriums abgewichen werden. 


he 
Domizil und Gerichtsſtand. 
Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt Goͤrlitz. 


§. 5. 
Fonds der Gefellfchaft. 


Das zum Bau der Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahn nebſt Zubehör, zur An⸗ 
ſchaffung des Betriebsmaterials nebſt Zubehör, zur Beſtreitung der General⸗ 
koſten, einſchließlich der Koſten der Vorarbeiten, ſowie zur Verzinſung der 
Aktien bis zu dem im H. 22. beſtimmten Zeitpunkte, erforderliche Kapital der 
Geſellſchaft beſteht: 0 

a) in einem Grundkapitale von 10,000,000 Rthlr. Pr. Krt. 

in Worten: zehn Millionen f i 

Thaler Preußiſch Kurant, 

öder N ERICH 1,500,000 Pfd. Strl. 

in Worten: Eine Million ; ; 

fuͤnfmalhundert tauſend 

Pfund Sterling; 

b) in einem Reſerbe⸗Bauka⸗ 
pitale von 1,000,000 : 
in Worten: Eine Million 
Thaler Preußiſch Kurant, 
der! ren 150,000 31. 
in Worten: Einhundert : 
und funfzig tauſend Pfund 

Sterling, deſſen Emiſſion 

und Verwendung jedoch 

nur in den unten beſtimm⸗ 

ten Faͤllen und zu den 

dabei benannten Zwecken 

erfolgen darf, N a 
in Sunna 11,000,000 Rthlr. Pr. Krt. = 1,650,000 Pfd. Strl. 

in Worten: Eilf Millionen Thaler Preußiſch Kurant oder Eine Million 
ſechshundert funfzig Tauſend Pfund Sterling. A 
Gr. 5917.) 66“ Die⸗ 


2 1 50,000 Stuck Stammaktien zu je 100 Rebe. oder 15 Pf 
Str,, giebt.... 65,000, ‚000 Rn 750, 000 DD: Stel, 


80 durch 25, 000 Stuck Stamm⸗ 
5 Prioritätsaktfen zu je 200 | 
Rthlr. oder 30 Pfd. Strl., 5 1 
giebt. ö·q··6 nenrennenn nen 5,000,000 ae 750,000 5 = 


x ad b. in und ſoweit der Bedarf 
85 eintritt: \ 
1) durch 5000 Stuͤck Stamm: 
aktien zu je 100 Rthlr. oder 
165 Pfd. Strl., giebt. 500,000 
2) durch 2500 Stuͤck Sehn 
Prioritaͤtsaktien zu je 200 


Rthlr. oder 30 Pfd. en ee, 
giebt.. 300,000 = 75,000 


in S 11,000,000 Rihlr. = 1 „650, 000. Pfd. Strl. 


Er Das Reſerve⸗Baukapital darf nur in Anſpruch genommen, emittirt und i 
verwendet werden, ſofern und ſoweit zum Grunderwerb — Tit. I. —, zur 
Herſtellung der Bahnhöfe x. — Tit. XII. — und zur Verzinſung des Bau⸗ 
kapitals — Tit. XVII des Koſtenanſchlags — zuſammen mehr als 2,915,000 
8 aler nachweislich erforderlich ſein ſollten. 


AIgn allen Fallen. dieſer Art gilt in Betreff des Verhaͤltniſſes zwiſchen 1 
den auszugebenden Stamm: und Stamm⸗Prioritätsaktien die im H. 16, ent⸗ 
5 haltene „ 8 


* 


78,00 ͤ—- 


$. 6. 1 
Reſervefonds. 5 
N Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunächſt ein Refervefonds = 
gebildet. Derſelbe ift beftimmt zur Deckung der in außerordentlichen Faͤllen 


noͤthigen Ausgaben und der Koſten für die Vermehrung der Betriebsmittel, 
welche nach Ablauf des erſten Betriebsjahres nothwendig befunden wird. 


Dieſem Reſervefonds werden uͤberwieſen: 


5 der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenden, die nicht rechtzeitig er⸗ ; 
ke dd und deshalb gemäß §. 24. zu Gunſten der Geſellſchaft verfal⸗ 
en ſind; 


b) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der vom Verwaltungsrathe 8 
nach Beduͤrfniß feſtgeſetzt wird, aber pro anno nicht mehr als ein 
seamibeit — des Anlagekapitals der Geſellſchaft en 155 | 


nn A 
inſofern der Verwaltungsrarh nicht mit Zuſtimmung 
Staaksbehoͤrde eine Erhöhung fuͤr noͤthig erachtet; 


c) der nach vollftändigem Ausbau und vollſtaͤndiger Aus ruͤſtung der Bahn 
verbleibende Reſt des Bau⸗ und Betriebskapitals. 


Hat der Reſervefonds die Summe von 200,000 Rthlr. Preußiſch Ku⸗ 


der vorgefehten 8 


rant, in Worten zweihundert tauſend Thaler Preußiſch Kurant erreicht, ſo 


braucht er blos auf dieſer Hoͤhe erhalten zu werden und es erfolgen Zuſchuͤſſe 
nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. f 

So lange der Reſervefonds in voller Hoͤhe vorhanden iſt, fließen die 
nicht erhobenen Zinſen und Dividenden, ſowie die Zinſen des Reſervefonds 


ſelbſt, in die Betriebskaſſe. 
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Erneuerungsfonds. 


Ferner wird nach Ablauf des erſten Betriebsjahres noch ein Erneue⸗ 
rungsfonds gebildet, welcher beſtimmt iſt zur Beſtreitung der Koſten der Er⸗ 
neuerung von Schienen, Schwellen und der kleinen Eiſentheile des Oberbaues 
der Eiſenbahn mit Einſchluß der Weichen, ſowie der Erneuerung der Lokomo⸗ 
tiven nebſt Dendern und der Wagen aller Art. 


Zu dieſen Erneuerungen ſind insbeſondere zu rechnen: i 


i 1) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten 
Keſſel, Cylinder, Siederoͤhren, Federn, Achſen, Raͤder, Radreifen, 
ganzer Waſſerbehaͤlter und Bremſen; 


2) bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, 


Raͤdern, Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer 


Koupés. 


Alle dieſe Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungs⸗ 
fonds zu beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzung noͤthig werden, nicht aber, wenn 
ſie den Bauunternehmern, Lieferanten u. ſ. w. zur Laſt fallen. 


Dem Erneuerungsfonds werden uͤberwieſen: 


a) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien, des Oberbaues 
und der Betriebsmittel, a 


b) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach Prozentſätzen von dem 
Werthe der Schienen und Schwellen und von dem Werthe der Loko⸗ 
motiven, Tender und Wagen zu berechnen iſt. a 


Dieſe Prozentſaͤtze normirt der Verwaltungsrath nach Beduͤrfniß von 

fünf bis zu fünf Jahren mit Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde. 
Wenn der Erneuerungsfonds derartig angewachſen iſt, daß der Handels⸗ 
miniſter eine weitere Verſtaͤrkung deſſelben einſtweilen nicht für erforderlich er⸗ 
(Ar. 5917.) achtet, 


achtet, N dürfen die unter a. benannten Einnahmen, ſowie die Zinſen des Er 
neuerungsfonds ſelbſt mit Zuſtimmung des Handelsminiſters zur Betriebska 


vereinnahmt werden. 


$ 8. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden, außer durch die ö a 
beftehenden und noch zu erlaffenden Geſetze, im Allgemeinen durch Die zu er: 
theilende landesherrliche Konzeſſion und das gegenwaͤrtige Statut beſtimmt. 


Insbeſondere aber bleibt 
1) dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowohl 
fuͤr die Guͤter, als fuͤr den Perſonenverkehr, ſowie jeder Abaͤnde⸗ 
rung der Tarife; ; 


b) die Genehmigung, noͤthigenfalls auch die Abaͤnderung des Fahr: 
plans; 


c) die Beſtaͤtigung der Wahl des oberſten Adminiſtrationsbeamten 
(Spezialdirektor) und des oberſten techniſchen Beamten (Ober⸗ 
ingenieur reſp. Betriebsdirektor), welcher die formelle Qualifikation 
zum Bauinſpektor beſitzen muß, ſowie die Genehmigung der dieſen 
beiden Beamten zu ertheilenden Geſchaͤftsinſtruktionen. Auch die 
Qualifikation des die Bauausführung leitenden Ingenieurs unter⸗ 
liegt der Prüfung des Handelsminiſters. a 


2) Zur Ausfuͤhrung der Beſtimmung uͤber die Benutzung der Eiſenbahn 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗ Samml. für 1843. S. 373.) iſt 
die Geſellſchaft verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Regle⸗ 
ments vom 1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Tran: 
portes größerer Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, desgleichen für 
die Befoͤrderung von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armee⸗ 
beduͤrfniſſen auf den Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 
1861. fuͤr den Transport der Truppen und des Armeematerials auf 
den Eiſenbahnen, und den kuͤnftigen Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen 
dieſer Reglements und Inſtruktion zu unterwerfen, als auch Militair⸗ 
Perſonen und Effekten jeglicher Art zu ermäßigten Preiſen zu trans⸗ 
portiren. Bei Normirung der Fahrpreiſe ſollen die niedrigſten Preiſe 
maaßgebend ſein, welche die Militairverwaltung mit anderen Eiſenbah⸗ 

nen vereinbart hat oder noch vereinbaren wird. 5 


3) Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Befoͤrderung von Poſtſachen 
und Poſtwagen, gemäß F. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838, 
H. 9. des Geſetzes vom 5. Juni 1852., . 5. des Geſetzes vom 21. Mai! 


7 
158 


teure undEdas expedirende Poſtperſonal unentgeltlich zu befördern. 

4) Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstelegra⸗ 

phen laͤngs der Bahn unter den von dem Handelsminiſter feſtzuſtellen⸗ 

den Bedingungen, iſt auch verpflichtet, nach Maaßgabe der Anordnung 

des Staates den Eiſenbahntelegraphen zur Benutzung von Staats⸗ 
und Privatdepeſchen einzuraͤumen. 


5) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter getroffen 
werden, puͤnktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen er⸗ 
wachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtel⸗ 
lung eines beſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu 
tragen. Sie iſt verpflichtet, die noͤthigen Zuſchuͤſſe zu der in Gemaͤß⸗ 
heit des Geſetzes vom 21. Dezember 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1847. 
©. 21.) für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. 
Nicht minder wird die Geſellſchaft den Anforderungen der zuſtaͤndigen 
Behoͤrde wegen Genuͤgung des kirchlichen Beduͤrfniſſes der beim Bau 
beſchaͤftigten Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und er⸗ 
forderlichen Falles auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten 
uͤbernehmen. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und kuͤnftig 
beſtehenden Grundſaͤtze fuͤr die Staatseiſenbahnen fuͤr ihre Beamten 
und Arbeiter Penſions-, Wittwenverpflegungs- und Unterſtuͤtzungs⸗ 
kaſſen einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu 
leiſten. i 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwaͤrter, 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techni⸗ 
ſchen Vorbildung beduͤrfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗Anſtel⸗ 
lungsberechtigung entlaſſenen Militairs des Koͤniglich Preußiſchen Heeres, 
ſoweit dieſelben das 35. Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, zu 
waͤhlen. 


— 


6 


N 


7 


— 


H. 9. 
Verwaltung und Verfaſſung. 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 


1) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 
($$. 27. ff.); 
2) durch den Verwaltungsrath, beſtehend aus funfzehn Mitgliedern, und 


3) durch drei Reviſoren. 


Ar, 5917) H. 10. 


1560, if die Geſelſchaft auch verpflichtet, die begleitenden Poſtkonduk. 


® 10. 
Schichtung von Streitigkeiten, 


Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen wegen 2 
rruͤckſtaͤndig gebliebener Einzahlungen auf die Aktien (F. 16.) find im Gerichts⸗ 
ſtande der Geſellſchaft anhaͤngig zu machen, welchem ſich jeder Aftienzeichner 
und deſſen Rechtsnachfolger durch die Zeichnung reſp. durch den Erwerb der 
Rechte aus der Zeichnung kraft des gegenwaͤrtigen Statuts unterwirft. Son⸗ 
ſtige Streitigkeiten in geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen der Geſellſchaft 
und den Aktionairen, desgleichen mit den Vertretern und Beamten der Geſell⸗ 
ſchaft ſollen jederzeit durch Schiedsrichter, welche im Bezirke des Koͤniglichen 
Kreisgerichts zu Goͤrlit wohnen muͤſſen, entſchieden werden, von denen jeder 
Theil Einen oder zwei ernennt und welche bei Meinungsverſchiedenheiten einen 
Obmann waͤhlen. 
EN : Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechtsmittel 
zulaͤſſi 
N Für das Verfahren des Schiedsgerichts ſind die zur Zeit deſſelben gr 
= tenden geſetzlichen Beſtimmungen maaßgebend. 
= Verzögert einer der ſtreitenden Theile, auf die ihm durch einen Notar 
oder gerichtlich inſinuirte und im Falle der Abweſenheit ohne Zuruͤcklaſſung 
eines Bevollmaͤchtigten durch die im H. 12. genannten Zeitungen zu veroͤffent⸗ 
lichende zweimalige Aufforderung des Gegners, die Ernennung eines Schieds⸗ 
richters laͤnger als vierzehn Tage, ſo ernennt der Vorſitzende des ee = 
au Goͤrlitz den zweiten Schiedsrichter. 


H. 11. 


5 5 Koͤnnen die Schiedsrichter ſich uͤber die Wahl des Obmannes nicht ver⸗ 
= einigen, ſo wird auch dieſer von dem Vorſitzenden des Kreisgerichts zu Görlig 
ernannt. 

Das alſo gebildete Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit; 
bildet ſich aber keine Majoritaͤt, ſo gilt die Anſicht des Obmannes allein. 


§. 12. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 


Die nach dieſem Statute erforderlichen oͤffentlichen Bekanntmachungen, 
Zahlungsaufforderungen, Einladungen oder fenden Mittheilungen ſind in m = 
genden öffentlichen Blättern: 

1) dem Preußiſchen Staatsanzeiger, 

2) der Berliner Boͤrſenzeitung, 77 
3) der Berliner Bank⸗ und Handelszeitung, Er 

S 4) der ze Zeitung, e 

aAbzudrucken. 


we 


vorgeſchrieben, genuͤgt ein zweimaliger Abdruck der Bekanntmachung in jedem 
der vorgenannten Blätter zu deren rechts verbindlicher Publikation. b 
0 Bei dem Eingehen des einen oder anderen der vorgenannten Blaͤtter ge⸗ 
nuͤgt die Bekanntmachung in den uͤbrigen, bis die naͤchſte Generalverſammlung 
ah a eines anderen Blattes an Stelle des eingegangenen Beſchluß 
gefaßt hat. 5 f a 


“ §. 13. 
95 Abänderung des Statuts. 


N Abaͤnderungen des gegenwaͤrtigen Statuts ſind nur in Folge eines nach 


Maaßgabe der §§. 28—31. gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung 


7 


unter landesherrlicher Genehmigung zulaͤſſig. 


F. 14. 
Verkauf der Bahn und Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Auch der Verkauf der Bahn und die Aufloͤſung der Geſellſchaft, in⸗ 
gleichen die Vereinigung des Unternehmens mit einem anderen Eiſenbahnunter⸗ 


nehmen koͤnnen nur in Folge eines in gleicher Weiſe gefaßten, landesherrlich 


beftätigten Beſchluſſes der Generalverſammlung geſchehen (F. 31.). 


B. 
Beſondere Beſtimmungen. 
“ei | 
Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


H. 15. 
Aktien und deren Ausfertigung. 


Saͤmmliche im H. 5. gedachten Stamm: und Stamm⸗Prioritäͤtsaktien 
der Geſellſchaft werden, auf den Inhaber lautend, unter fortlaufender Num⸗ 
mer, und zwar die Stammaktien nach dem beiliegenden Schema A. und die 


y Stamm⸗Prioritaͤtsaktien nach dem beiliegenden Schema B., ſtempelfrei ausge⸗ 


ER 
5 


. zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 8 


Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht en Ades ande aclich en . 


5 ee jedoch erſt dann ausgegeben, wenn der volle Nominalbetrag derſelben 


Fechegang 1864. (Nr, 5017 67 , ee 


8 | 
Einzahlung des Aktienkapitals. i a 


Vom Aktienkapital muͤſſen innerhalb ſechs Wochen nach erfolgter Alle 
hoͤchſter Betätigung dieſes Statuts und Eintragung in das Handelsregiſter in 
Goͤrlitz | : 
20 Prozent (zwanzig Prozent) auf die Stammaktien und 
10 Prozent (zehn Prozent) auf die Stamm⸗Prioritaͤtsaktien, 


nach anderen drei Monaten 20 Prozent (zwanzig Prozent) auf die 
Stammaktien, 8 i ö 


im Laufe des erſten Jahres wenigſtens noch 10 Prozent (zehn Prozent) 
auf die Stamm⸗Prioritaͤtsaktien 


0 eingezahlt werden. 


SL Die Zahlung des übrigen Betrages geſchieht nach Beduͤrfniß, woruͤber 
der Verwaltungsrath zu beſtimmen hat, jedoch nur in der Weiſe, daß die Ein⸗ 
zahlungen der einzelnen Raten auf die Stamm⸗Prioritaͤtsaktien die auf die 
Stammaktien geleiſteten Einzahlungen nicht uͤberſteigen. Die Aufforderungen 
zu Einzahlungen, ſowie die Beſtimmung der Zahlungsorte erfolgt in der H. 12. 
vorgeſchriebenen Form, dergeſtalt, daß jede Aufforderung mindeſtens zweimal 
oͤffentlich bekannt gemacht wird und vom Tage der letzten Bekanntmachung bis 
zum feſtgeſetzten Einzahlungstermine eine mindeſtens vierwoͤchentliche Friſt offen 
bleibt. ollzahlungen auf Stamm⸗ und Stamm ⸗Prioritaͤtsaktien, reſp. die 
Ausgabe von ſolchen — volleingezahlten — Aktien ſind jederzeit geſtattet, je⸗ 
doch bezüglich der Stamm⸗Prioritaͤtsaktien nur mit der Maaßgabe, daß: . 


1) der Betrag, um welchen die Summe der volleingezahlten und ausge⸗ 
gebenen Stamm⸗Prioritaͤtsaktien die Summe der volleingezahlten, reſp. 
ausgegebenen Stammaktien uͤberſteigt, von dem Verwaltungsrathe nach 

deſſen Ermeſſen bei einem von dem Koͤniglichen Handelsminiſterium zu 
genehmigenden Inſtitute baar oder in zinstragenden Effekten deponirt, 

2) der jedesmalige Differenzbetrag an den Verwaltungsrath zuruͤckgegeben, 
reſp. zuruͤckgezahlt wird, ſobald die Summe der ausgegebenen Stamm⸗ 
aktien der Summe der ausgegebenen Stamm⸗Prioritaͤtsaktien gleich⸗ 
kommt, ni 

3) der Nachweis des angegebenen Verhaͤltniſſes ad 1. und 2. lediglich 
auf Grund einer Beſcheinigung des Reviſionskomités (§. 58.) gefuhrt 
wird, und auf Grund deſſelben die Ruͤckgabe des Differenzbetrages 
(2.) erfolgt. a 8 

f Wenn 


x 


Wenn die Geſellſchaft das Unternehmen aus irgend einem Grunde niht = 
nach Maaßgabe des der Genehmigung des Handelsminiſters unterliegenden f 
Bauausfuͤhrungsplans fortſetzt und zu Ende führt, fo iſt die Staatsregierung 
berechtigt, das Depot zur Fortſetzung des Bahnbaues zu verwenden. 


§. 17. 
Folge der Nichtzahlung der ausgeſchriebenen Raten. 


Ein Aktionair, der eine ausgeſchriebene Rate zur feſtgeſetzten Zeit nicht 
einzahlt, ift verpflichtet, außer der Nachzahlung der ruͤckſtaͤndigen Rate nebſt 
den geſetzlichen Verzugszinſen pro anno, eine Konventionalſtrafe von zehn Pro⸗ 
zent der ruͤckſtaͤndigen Rate zur Geſellſchaftskaſſe zu entrichten und wird hierzu 
vom Verwaltungsrathe durch dreimalige oͤffentliche Bekanntmachung, deren 
letzte wenigſtens vier Wochen vor dem für die Einzahlung feſtgeſetzten Schluß⸗ 
termine zu veroͤffentlichen und in welcher nicht der Name, ſondern die Nummer 
des Quittungsbogens anzugeben iſt, aufgefordert. 

Wird auch dieſer Aufforderung nicht Folge geleiſtet, ſo iſt der Verwal⸗ 
tungsrath nach ſeiner Wahl berechtigt, entweder den ſaͤumigen Aktionair im 

Rechtswege zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten anzuhalten, oder die bis 
dahin auf die betreffende Aktie eingezahlten Raten als verfallen, die Anſpruͤche 
auf den Empfang der gezeichneten Aktie durch oͤffentliche Bekanntmachung, 
unter Angabe der Nummer des Quittungsbogens, für erloſchen und den Quit⸗ 
tungsbogen ſelbſt fuͤr null und nichtig zu erklaͤren. g 
. An Stelle der auf dieſe Weiſe unter Beruͤckſichtigung der Beſtimmung 
des Artikels 222. Nr. 2. des Handelsgeſetzbuches ausſcheidenden Aktionaire 
koͤnnen neue Aktienzeichner zugelaſſen werden, denen die betreffenden verfallenen 
Einzahlungen der ſaͤumigen erſten Aktionaire anzurechnen und mit denen die 
Bedingungen fir die Uebernahme der Zeichnungen durch den Verwaltungsrath, 
unbeſchadet der Verpflichtung zur Volleinzahlung der Aktie, zu vereinbaren ſind. 
Iſt durch dieſe, lediglich nach dem Ermeſſen des Verwaltungsrathes feſt⸗ 
zuftellende Vereinbarung die vollftändige Deckung des Reſtes des Nominal⸗ 
betrages der betreffenden Aktien nicht zu erlangen, ſo bleibt doch der erſte 
Zeichner — ungeachtet der geſchehenen Annullirung ſeiner Rechte aus der Zeich⸗ 
nung — fuͤr den Ausfall perſoͤnlich verhaftet. 
Die aus einer Vereinbarung mit einem für einen ſaͤumigen Aktionair 
eintretenden neuen Zeichner etwa erwachſenden Vortheile fließen dem Erneue⸗ 
rungsfonds (F. 7.) zu. f - 


$. 18. 


Quittungsbogen. 


Bis zur Berichtigung des vollen Nominalbetrages und wirklichen Aus⸗ 
fertigung der Aktien werden uͤber die geſchehene Einzahlung der einzelnen Raten 
Quittungsbogen unter fortlaufender Nummer nach dem beiliegenden Schema HI. 

Halbe, die auf den Namen des Aktienzeichners lauten und nach geſchehe⸗ 
Q. 5917) 5 67 * ner 


ner Vollzahlung des Nominalbetrages der gezeichneten Aktien gegen dieſe ſe bſt 
ausgetauſcht werden. d 5 1 85 A 


ei Die Quittungsbogen werden mit drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Ber 
waltungsrathes verſehen. 110 


$. 19, 
Aushaͤndigung der Aktien. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs-⸗ 

bogens wird dem darin benannten Aktionair oder deſſen Ceſſionar, oder den⸗ 

jenigen, welcher ſich als rechtmaͤßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Ruͤckgabe des 
Quittungsbogens die gemäß H. 15. ausgefertigte Aktie ausgehändigt, 

Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen, iſt die 

Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


§. 20. 
Verhaftung ber Attionaire. 
Kein Aktionair iſt uͤber den Betrag der gezeichneten Aktien hinaus zu | 
Einzahlungen für Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verpflichtet. 
§. 21. 
Zinſen der Einzahlungen. 


a Die Stammaktien der Geſellſchaft, beziehungsweiſe die darauf geleiſteten 
Einzahlungen werden während der Bauzeit mit vier Prozent, die Stamm⸗Prio⸗ 
ritaͤtsaktien, beziehungsweiſe die auf dieſelben geleiſteten Einzahlungen mit fünf 

Prozent pro anno bis zum Ablaufe der Bauzeit verzinſt. 
Fuͤr die hiernach baar zu zahlenden Zinſen der volleingezahlten Aktien 


5 85 fertigt der Verwaltungsrath nach dem beiliegenden Schema C. Kupons aus, 


, welche mit den Aktien zuſammen ausgehaͤndigt werden und gegen deren Ein⸗ 
lieferung die Zahlung der Zinſen an den auf den Kupons beſtimmten Zahlungs⸗ 
orten und in den dort beſtimmten Terminen ſtattfindet. 

Die Bahn kann ſtreckenweiſe in Betrieb geſetzt werden. 


§. 22. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Semeſters (30. Juni, 31. Dezember), in welchem die 
Bahn vollſtaͤndig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt 
wird, hoͤrt die Verzinſung der Aktien aus dem Baukapitale auf und wird ſtatt 
derſelben der, vom, 4, Juli reſp. vom 1, Januar des auf die DAR 5 
5 = fol⸗ 


U 


1 


folgenden Semeſters, aus dem Unternehmen aufkommende Reinertrag nach 
Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen vertheilt: ; 


1) Aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunaͤchſt die Verwaltungs-, 
Unterhaltungs-, Betriebs⸗ und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftenden Laſten beſtritten; 

2) fodann werden die in den $$. 6. und 7. gedachten jährlichen Beiträge 
zum Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds vorweg genommen und 

3) der demnaͤchſt verbleibende Reinertrag alljaͤhrlich in folgender Weiſe 
unter die Aktionaire vertheilt: 

a) vorerſt erhalten die Inhaber der Stamm⸗Prioritaͤtsaktien fünf 
Prozent des Nominalbetrages ihrer Aktien; 75 
b) was nach Deckung dieſer fuͤnf Prozent noch uͤbrig bleibt bis zur 

Höhe von 6% Prozent, wird unter die Inhaber der Stammaktien 

nach Verhaͤltniß des Nominalbetrages ihrer Aktien vertheilt. Der 

Ueberſchuß uͤber dieſe ſechs zwei Drittel Prozent wird auf die 

Stamm: und Stamm⸗Prioritaͤtsaktien pro rata vertheilt. 

Sollte in einem oder dem anderen Jahre der Reinertrag nicht 

ausreichen, um den Inhabern der Stamm-Prioritaͤtsaktien die 

unter a. gedachte Dividende von fuͤnf Prozent zu gewaͤhren, ſo 
wird das Fehlende aus dem Reinertrage des oder der folgenden 

Jahre nachgezahlt und die Inhaber der Stammaktien erhalten 

nicht eher eine Dividende, als bis dieſe Nachzahlung vollſtaͤndig 

geleiſtet iſt. 


Die Zahlung der Dividende aus der Geſellſchaftskaſſe erfolgt jaͤhrlich 
vier Wochen nach Publikation der Bilanz (H. 26.). Im Falle der Auflöfung 
der Geſellſchaft reſp. der Liquidation des Geſellſchaftsvermoͤgens haben die 
Inhaber der Stamm- Prioritaͤtsaktien ein Prioritaͤtsrecht an dem vertheilungs⸗ 
fähigen Erloͤſe fuͤr das Unternehmen, ſo daß ſie aus demſelben zunaͤchſt und 
vor den Inhabern der Stammaktien befriedigt werden muͤſſen. 


C 


— 


F. 23. 
Dividendenſcheine und Talons. 


Mit den Stammaktien werden 

855 a) 5 auf fünf Jahre nach dem beiliegenden Schema D., 
un 5 g 
4 b) Talons nach dem beiliegenden Schema E., 

ge und mit den Stamm⸗Prioritaͤtsaktien 

3% a) Dividendenfcheine nach dem beiliegenden Schema F., und 

8. b) Talons nach dem beiliegenden Schema G. ’ 

/ ausgehändigt und in gleicher Weiſe von fünf zu fünf Jahren erneuert. 


r. 59179 Di⸗ 
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ES Dividendenſcheine und Talons werden unter der Firma des Verwalt ing 

klathes und zwei fakſimilirten Unterſchriften der Mitglieder deſſelben, ſowie di 
Stempel der Geſellſchaft ausgefertigt. ö 


Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine und Talons erfolgt gegen Ein⸗ ö 


lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenfcheinen und Kupons ausgege⸗ 


benen Talons an den Inhaber der letzteren ohne Pruͤfung ſeiner Legitimation. 


§. 24. 
i Zahlung der Dividende. 0 


Die Auszahlung der Dividenden erfolgt von der Geſellſchaftskaſſe gegen 
Einlieferung der entſprechenden Dividendenſcheine nach geſchehener Feſtſtellung 
der Bilanz des betreffenden Betriebsjahres. 
ü Zinſen für die Aktien während der Bauzeit und Dividenden, die nicht 
binnen vier Jahren, von den in den HH. 21. und 22. angegebenen Zahlungs⸗ 
tagen ab gerechnet, erhoben worden ſind, verfallen zum Vortheile der Geſell⸗ 
ſchaft, vorbehaltlich der Beſtimmung des H. 25. \ 


H. 25. 
Oeffentliches Aufgebot und Mortifizirung. 


Sind Aktien, Dividendenſcheine oder Talons beſchaͤdigt oder unbrauchbar 


geworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß uͤber 

ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt der Verwaltungsrath ermaͤchtigt, 
gegen Einreichung der beſchaͤdigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue 
gleichartige Papiere auszufertigen und auszureichen. 

5 Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien 
in Stelle beſchaͤdigter oder verloren gegangener nur zuläffig nach gerichtlicher 
Amortiſation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Ge⸗ 
richte erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. ö 

ER Eine gerichtliche Amortiſation beſchaͤdigter oder verloren gegangener Di⸗ 
videndenſcheine findet nicht ſtatt; der Betrag derſelben wird jedoch demjenigen, 
der die Beſchaͤdigung oder den Verluſt derſelben innerhalb des im H. 24. ger 
dachten vierjährigen Zeitraumes bei dem Berwaltungsrathe angezeigt und ſei⸗ 
nen Anſpruch durch Einreichung des in ſeinen weſentlichen Theilen beſchaͤdigten 


Papieres und, im Falle des Verluſtes, durch Vorlegung der Aktien ſelbſt be⸗ 


ſcheinigt hat, binnen einer von Ablauf des vierjaͤhrigen Zeitraumes zu berech⸗ 


5 nenden einjährigen praͤkluſiviſchen Friſt, gegen Ruͤckgabe der über die recht⸗ 


dealt Anmeldung vom Verwaltungsrathe zu ertheilenden Beſcheinigung, aus⸗ 
gezahlt. 


findet nicht ſtatt. 


Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine geſchieht, wenn der Aktien⸗ 


inhaber den Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. Iſt aber 


Auch eine gerichtliche Amortiſation beſchaͤdigter oder verlorener Talons 


vor 
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Verwaltungsrathe von einem Dritten angemeldet, der auf die neuen Dividenden⸗ 
ſcheine Anſpruch macht, fo werden letztere zuruͤckbehalten, bis der Streit zwi⸗ 
ſchen beiden Praͤtendenten im Wege der Güte oder des Prozeſſes erledigt iſt. 


II. 15 
Von der Aufſtellung der Bilanzen. 


$. 26, 


Das Gefchäfts: oder Betriebsjahr der Geſellſchaft iſt das Kalenderjahr. 

Die Bauzeit wird bis zum Ende desjenigen Halbjahres gerechnet, in 
welchem der Betrieb der Bahn vollſtaͤndig eröffnet iſt. i 

Waͤhrend der Bauzeit wird nach Ablauf eines jeden vollen Kalender⸗ 
jahres eine Bilanz aufgeſtellt, welche nachzuweiſen hat, wieweit das Aktienkapi⸗ 
tal eingezogen und verwendet iſt. Die Aufſtellung der Generalbilanz uͤber die 
ganze Bauausfuͤhrung erfolgt nach Beendigung des Baues zur naͤchſten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung. Nach Ablauf der Bauzeit iſt am Schluſſe eines 
0 1 0 vollen Betriebsjahres das Reſultat des Betriebes durch eine Bilanz dar⸗ 
uſtellen. 8 i f 
f Iſt der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, ſondern im Laufe eines 
Kalenderjahres eröffnet, fo hat ſich die erſte Betriebsbilanz auf dieſen Theil des 
Jahres zu beſchraͤnken. ö i i Ka 

In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach 
ihrem Baarbetrage, etwaige Ausſtaͤnde nach ihrem Nominalbetrage, inſofern ſie 
aber unſicher ſein ſollten, nach gewiſſenhafter Schaͤtzung von Seiten des Ver⸗ 
waltungsrathes, und vorhandene Baumaterialien und Vorraͤthe nach dem 
Koſtenpreiſe und bei eingetretener Werthsverminderung, unter Beruͤckſichtigung 
derſelben, als Aktiva angeſetzt. 


vor Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verluſt des Talon bei Hen 5 


Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe . 


des Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds 
(HF. 6. und 7.) zu beſtreiten geweſen find, mit Einſchluß der etwa am Jahres⸗ 
ſchluſſe verbliebenen Ruͤckſtaͤnde. N 
Die Jahresbilanzen werden innerhalb der erſten drei Monate nach Ab⸗ 
lauf des betreffenden Jahres durch die Geſellſchaftsblaͤtter mitgetheilt. 


III. 
Von den Generalverſammlungen. 
§. 27. 
b Ort der Berufun 
Alle Generalverſammlungen werden in Görlitz abgehalten. Die Beru⸗ 


Gr. 5917) 6 fung 
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fung erfolgt dazu unter Mittheilung der Tagesordnung durch den Verwaltungs⸗ 
rath mittelſt zweimaliger öffentlicher Bekanntmachung, von denen die erſte ſpaͤ⸗ 
teſtens vier Wochen vor dem Verſammlungstage erſcheinen muß. 


F. 28. 
Ordentliche Generalverſammlungen. 
Ordentliche Generalverſammlungen finden ftatt: 


im zweiten Kalenderquartale eines jeden Betriebsjahres und zuerſt in 
dem auf den Ablauf der Bauzeit und die Eroͤffnung des Betriebes auf 
der ganzen Bahn zunaͤchſt folgenden Jahre. 


Regelmaͤßige Gegenſtaͤnde der Berathung und der Beſchlußnahme der⸗ 
ſelben ſind: f 75 


1) der Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage der Geſchaͤfte und 
1, die Bilanz (H. 26.); . 
2) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

3) die Wahl von drei Reviſoren zur Pruͤfung und Dechargirung der 
,. Bilanz; ea 8 
4) Bericht der Reviſoren uͤber die Pruͤfung und Decharge der Bilanz des 
2 verfloſſenen Jahres und Beſchlußnahme uͤber gezogene Monita; 


3) Beſchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der General⸗ 
en, verſammlung von dem Verwaltungsrathe, den Reviſoren oder einzelnen 
Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 


6) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu gewaͤhren⸗ 
den Remuneration. f N 


$. 29. 
Anträge einzelner Aktionaire. 


Beſondere Antraͤge einzelner Aktionaire muͤſſen ſo zeitig vor der Gene⸗ 
ralverſammlung dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes ſchriftlich mitgetheilt 
werden, daß dieſelben, gemaͤß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches, noch in die 
öffentlich zur Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden 

koͤnnen, widrigenfalls die Beſchlußnahme darüber bis zur naͤchſten Generalver⸗ 
ſammlung zu vertagen iſt. 


$. 30. 
Außerordentliche Generalverſammlungen. 


Außerordentliche Generalherſammlungen finden ſtatt in allen Fallen, in 
denen der Verwaltungsrath, die Reviſoren oder die Aufſichtsbehoͤrde I 110 
5 5 5 noͤthig 


geſetzbuches, wenn ein folcher Antrag unter Depofition des zehnten Theiles der 
emittirten Aktien und unter Angabe der Gründe und des Zweckes bei dem Ver⸗ 
waltungsrathe geſtellt iſt. = | 
a In der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Gefchäfte 
kurz angedeutet werden. EN 1 55 


Nothwendigkeit einer Generalverſammlung. 
Außer den im $. 28. genannten Gegenſtaͤnden iſt der Beſchluß einer 
Generalverſammlung uͤberhaupt erforderlich: 


1) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im H. 1. an egebenen 
er. Zweck hinaus und auf die im H. 2. vorbehaltene anderweitige Be⸗ 
Fitzungsart; f N 
2 Vermehrung des Grundkapitals der Geſellſchaft und Kontrahi⸗ 
, rung von Anlehen für dieſelbe; 


3) zur Fuſion der Geſellſchaft mit einer anderen und Feſtſtellung der des⸗ 
in, fallſigen Bedingungen; 5 
4) zur Uebernahme des Betriebes auf anderen Eiſenbahnen und zur Ueber⸗ 


E tragung des Betriebes der eigenen Bahn an eine andere Geſellſchaft 
oder an den Staat; 


5) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Statuts auch in anderen, als 


den unter 1. und 2. genannten Faͤllen; 

1 00 zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generaloerſammlungen; 
2 zur Aufloͤſung der Geſellſchaft; 5 
9) zum Verkaufe der Bahn. 


Beſchluͤſſe über dieſe Gegenſtaͤnde können ſowohl in ordentlichen als in. 


außerordentlichen Generalverſammlungen gefaßt werden; der Gegenſtand der 
Berathung muß aber in beiden Faͤllen nach §. 30. in der Vorladung bezeich⸗ 
net ſein. ö | 
nehmigung des Staates, um für die Geſellſchaft verbindlich zu werden. 
Br Ueber die Art der Abfiimmung über dieſe Gegenſtaͤnde ſetzt H. 36. das 
Noͤthige feſt. | 
H. 32. 

Stimmenzaͤhlung. 


Das Stimmrecht der Stammaktionaire und der Stamm⸗Prioritätsaktio⸗ 


naire in den Generalverſammlungen iſt gleich. 
Jahrgang 1864. (Nr. 5917) ö 8 Bei 


öthig erachten, auf Antrag der Aktionaire, gemäß Art. 237. des Handels. 5 i 


Alle unter 1. bis 5. 7. und 8. gedachten Beſchluͤſſe bedürfen der Ge⸗ 


EN 


„ 


Bei allen Abſtimmungen geben je fünf Stamm-Prioritäts- und zehn 
Stammaktien, wenn ſich der Beſitz von fuͤnf zu funfzig, beziehungsweiſe von 
zehn bis Einhundert Aktien in Einer Perſon vereinigt, Eine Stimme, und fuͤr die 
Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von funfzig beziehungsweiſe Einhundert 
beſitzt, je zehn beziehungsweiſe zwanzig Aktien Eine Stimme, ſo jedoch, daß auch 
der groͤßte Aktienbeſitz zu nicht mehr als fuͤnf und funfzig Stimmen (das 
volle Stimmrecht fuͤr fuͤnfhundert, beziehungsweiſe Eintauſend Aktien) berechtigt. 

Iſt ein Aktionair zugleich Bevollmaͤchtigter eines andern Aktionairs, fo 
kann er einſchließlich des Stimmrechts des letzteren niemals mehr als Ein⸗ 
hundert und zehn Stimmen haben. i 

Die Beſitzer von weniger als fuͤnf, beziehungsweiſe zehn Aktien ſind zur 

Theilnahme an der Generalverſammlung — jedoch ohne Stimmrecht — befugt. 


* 


H. 33. 
Legitimation der Stimmberechtigten. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung find nur diejenigen berech- 
tigt, welche wenigſtens drei Tage vor der Verſammlung ihre Aktien bei der 
Geſellſchaftskaſſe deponiren. 

Die Nummern der deponirten Aktien werden in einem nach der laufen⸗ 
den Nummer angelegten Verzeichniſſe roth angeſtrichen, und dies unter der Kon⸗ 
trole eines dazu beſtimmten Beamten zu fuͤhrende Verzeichniß wird vom 
Syndikus der Geſellſchaft verifizirt. 

Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeich⸗ 
niß der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in zwei Exemplaren 
uͤbergeben, von denen das eine zu den Akten der Geſellſchaft geht, das an⸗ 
dere mit dem Siegel der Geſellſchaft unter dem Vermerke der erfolgten Depo⸗ 
ſition, ſowie mit der Stimmenzahl verſehen, ihm zuruͤckgegeben wird. Dies 
Exemplar dient als Einlaßkarte zur Verſammlung, auf Grund deren beim Ein⸗ 
tritte in dieſelbe dem Inhaber eine angemeſſene Anzahl von Stimmzetteln ver⸗ 
abfolgt wird, welche mit dem Stempel der Geſellſchaft verſehen ſind. 

i Gegen Ruͤckgabe dieſes Duplikatverzeichniſſes erfolgt die Ruͤckgabe der 
betreffenden Aktien. f . 

Die Stelle der wirklichen Depoſition bei der Geſellſchaft vertreten nur 
amtliche Beſcheinigungen von Staats- und Kommunalbehoͤrden uͤber die bei 
ihnen erfolgte Depofition der Aktien. 


H. 34. 
N Vertretung der Aktionaire. g 
Es iſt einem jeden Aktionair geſtattet, ſich durch einen aus der Zahl der 
uͤbrigen Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten vertreten zu laſſen, deſſen Voll⸗ 


machtsauftrag durch ſchriftliche (entweder von einem Mitgliede des Geſellſchafts⸗ 
5 ’ vor⸗ 


vorſtandes oder von einem Beamten, der ein öffentliches Siegel zu fuͤhren be⸗ 


5 rechtigt iſt), beglaubigte Vollmacht nachgewieſen iſt. 


Dieſe Vollmacht muß ſpaͤteſtens einen Tag vor der Verſammlung im 
Buͤreau der Geſellſchaft niedergelegt, auch die Legitimation des Vollmachts⸗ 
ausſtellers auf die im H. 33. vorgeſchriebene Weiſe geführt werden. 

Aktionaire weiblichen Geſchlechts duͤrfen den Generalverſammlungen uͤber⸗ 
haupt nicht beiwohnen; doch koͤnnen fie ſich durch ihre Ehemänner oder durch 
Bevollmaͤchtigte aus den Aktionairen vertreten laſſen. Ein Ehemann bedarf 
zur Vertretung ſeiner Ehefrau keiner beſonderen Vollmacht. Juriſtiſche Per⸗ 
ſonen konnen durch ihre verfaſſungsmaͤßigen Repraͤſentanten, Handlungshaͤuſer 
durch ihre Prokuriſten, Bevormundete durch ihre Vormuͤnder vertreten werden, 
ohne daß dieſe Vertreter Aktionaire zu ſein brauchen. 


H. 35. 5 
Entſcheidung uͤber das Stimmrecht. 


Die Entſcheidung etwaiger Reklamationen uͤber das Stimmrecht gebuͤhrt 
der Generalverſammlung. 


H. 36. 
Gang der Verhandlungen. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter leitet 
die Verhandlung, beſtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, 
ertheilt das Wort und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Ver⸗ 
fahren feſt. 5 

Bei ſchriftlicher Abſtimmung, fuͤr welche nur geſtempelte Stimmzettel 
guͤltig find, muͤſſen dieſelben, bei Vermeidung der Unguͤltigkeit, vom Stimm⸗ 
geber unterſchrieben und mit der Zahl der Stimmen, welche er repraͤſentirt, 
verſehen ſein. a 

Die Beſchluͤſſe werden in der Regel durch abſolute Stimmenmehrheit 
gefaßt, jedoch findet davon eine Ausnahme ſtatt bei den nach H. 31. ad 1—5. 
7. und 8. gedachten Gegenſtaͤnden, uͤber welche nur eine Majoritaͤt von zwei 
Drittheilen der anweſenden oder vertretenen Stimmen entſcheiden kann. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 37. 
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Reviſoren. 
Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes reſp. der Revi⸗ 
ſoren findet in den jaͤhrlichen ordentlichen Generalverſammlungen folgendes 
Verfahren ſtatt: 8 
a) die Wahl erfolgt durch zweifaches Skrutinium, fo daß zunaͤchſt die 
(Nr. 5917.) ö 68 * Mit⸗ 


a Mitglieder des Verwaltungsrathes und hierauf die Reviſoren gewähl 
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b) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jeden eine, der Zahl 
der zu erwaͤhlenden gleiche Zahl Namen wahlfaͤhiger Geſellſchaftsmit⸗ 
glieder zu ſetzen iſt; i 
c) Stimmzettel, welche formell ungültig find, bleiben ebenſo wie unſtatt⸗ 
hafte Wahlen unberuͤckſichtigt; 


d) der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters die Stimm⸗ 
zettel ſammeln, nach dem jedesmaligen Skrutinium die Unterſchriften 
der Stimmzettel und die beigefuͤgte Stimmenzahl nach dem angefertig⸗ 
ten, von dem Syndikus der Geſellſchaft zu verifizirenden und von ihm 
und den ernannten Kommiſſarien zu unterſchreibenden Berzeichniſſe der 
anweſenden Aktionaire prüfen und nach erfolgter Verifikation den In⸗ 
halt der Stimmzettel, unter Verſchweigung des Namens des Stimm⸗ 
gebers, laut verleſen und die Reſultake der Abſtimmung zuſammen⸗ 
ſtellen; i 


e) als erwaͤhlt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der betref⸗ 
fenden Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die 
abſolute Stimmenmehrheit erhalten haben. Iſt die abſolute Majoritaͤt f 
nicht erreicht, fo werden diejenigen, welche die meiften Stimmen erhal 
ten haben, in doppelter Anzahl der noch zu waͤhlenden zur engeren 
Wahl geſtellt; 


1) das Reſultat der Abſtimmung wird hiernaͤchſt in das Uber die Mer: 
handlung aufzunehmende Protokoll regiſtrirt; die Stimmzettel aber wer⸗ 
den mit dem Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und aſſervirt; 


g) bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet uͤber die 
Prioritaͤt das Loos, nach einer vom Vorſitzenden in der Verſammlung 
ſelbſt zu treffenden Anordnung. s 


Sollte einer oder mehrere der gewaͤhlten Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes die Annahme des Amtes, zu welchem uͤberhaupt ein Zwang nicht ſtatt⸗ 
findet, ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich binnen acht Tagen 
nach geſchehener Bekanntmachung der Wahl nicht ſchriftlich zur Annahme be⸗ 
reit erklaͤrt haben, ſo ruͤcken nach der Reihenfolge diejenigen ein, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben. 


H. 38. 
Protokoll. 


Das über die Verhandlung jeder Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell aufgenommen und von den ae 
25 den 


en des Verwaltungsrathes und zwei ſonſtigen Aktionairen unter⸗ 
rieben. i b ö f „„ 

Die Namen der in der Generalverſammlung erſchienenen ſtimmberechtig⸗ 
ten Aktionaire und die Legitimation der Bevollmaͤchtigten oder Vertreter der 
abweſenden ſtimmberechtigten Aktionaire find durch eine von den in der Gene⸗ 
ralverſammlung anweſenden Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu vollziehende 
Praͤſenzliſte, welcher die Stimmenzahl beizufuͤgen iſt, feſtzuſtellen und ſolche dem 
Protokolle beizufuͤgen. N 

i Protokoll und Praͤſenzliſte haben vollkommen beweiſende Kraft fuͤr den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 5 

Die namentliche Auffuͤhrung der in der Generalverſammlung erſchienenen 

nicht ſtimmberechtigten Aktionaire in der Praͤſenzliſte iſt nicht erforderlich. 


IV. 
Von den Repräſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 


A. 
Verwaltungs rath. 


H. 39. 
Zweck, Umfang, Sitz. 


Der Verwaltungsrath bildet den Vorſtand der Geſellſchaft, er repraͤſen⸗ 
tirt und vertritt die Geſellſchaft in ihren inneren und aͤußeren Rechten, ſoweit 
dies nicht ausdruͤcklich der Generalverſammlung vorbehalten iſt. ö 

Er beſteht aus funfzehn Mitgliedern, von denen wenigſtens acht in 
Preußen ihren Wohnſitz haben muͤſſen, und iſt beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens 
ſieben Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters, an⸗ 
weſend oder vertreten ſind. 5 

Außerdem ſteht es den Verwaltungsraths-Mitgliedern frei, ſich durch einen 
ſchriftlich Bevollmächtigten aus der Mitte des Verwaltungsrathes vertreten zu 
laſſen; doch darf kein Mitglied mehr als zwei Vertretungen gleichzeitig uͤber⸗ 
nehmen. 8 

F. 40. 


Wahlfaͤhigkeit. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von vierzig 
Stamm- oder zwanzig Stamm⸗Prioritaͤtsaktien fein, welche für die Dauer des 
Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen ſind. g 

Nicht wahlfähig find: 

1) Beamte der Geſellſchaft; 
(Nr. 5917.) 2) Min⸗ 


RER 


nn 308 8 
2) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejeni en, 


welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtaͤndig mit ihren 
Glaͤubigern regulirt haben; 1 


3) Perſonen, welche nicht im Vollbeſitze der buͤrgerlichen Ehrenrechte ſind; 
4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen. 


H. 41. 
Der Vorſitzende. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus feinen in Preußen wohnhaften Mit: 
gliedern alljährlich einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter für denſelben. 
Zur Guͤltigkeit der Wahl iſt erforderlich, daß ſie mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit erfolgt iſt. i a \ ; 
Der Vorſitzende leitet die Geſchaͤfte, empfängt und. öffnet die eingehen: 
den Schreiben, beruft die Verſammlungen, ladet zu denſelben die Mitglieder, 
nach Befinden durch ſchriftliche, den Gegenſtand der Beſprechung andeutende 
Cirkulare ein, und leitet in der Verſammlung ſelbſt die Verhandlungen. 
: Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat, wenn letzterer verhindert iſt, 
überall die gleichen Rechte und Pflichten, wie der Vorſitzende ſelbſt. 


H. 42. 
Verſammlungen und Beſchluͤſſe. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel allmonatlich an 
einem, vorher durch Beſchluß zu beſtimmenden Tage, außerdem aber ſo oft, 
als es der Vorſitzende fuͤr nothwendig erachtet, oder vier Mitglieder, unter An⸗ 
gabe der Gruͤnde, es verlangen. 

Die Sitzungen finden in der Regel in Goͤrlitz ſtatt, koͤnnen aber auch 
auf einer der Stationen, welche die nach $. 1. zu erbauende Eiſenbahn berührt, 
abgehalten werden. 

Guͤltige Beſchluͤſſe koͤnnen nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Fuͤr den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. 5 5 

Bei Wahlen wird ebenſo verfahren, wie im F. 37. sub e. und am Ende 
vorgeſchrieben iſt. 8 f 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, muͤſſen ſich bei der Abſtimmung entfernen. i 


Soll in den Sitzungen | 
4) über Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 
2) über Anſtellung von Beamten mit laͤngerer als dreimonatlicher Kine 
digung oder uͤber Entlaſſung derſelben, i 
3) uͤber Erwerbung oder Veraͤußerung von Immobilien, ö 
4) über 


„„ N 


2.4) 1 5 age; deren Gegenſtand mehr als funfzehnhundert Thaler 
etraͤgt, . 8 


uͤltig Beſchluß gefaßt werden, ſo muß den Mitgliedern mindeſtens vierzehn 


Tage vor der Sitzung ſchriftlich angezeigt worden ſein, daß daruͤber verhandelt 


werden ſoll. Ueber die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes wird ein Protokoll 


i geführt, 


H. 43. 
Reſſort und Befugniſſe. 515 


Der Verwaltungsrath als Vorſtand der Geſellſchaft (H. 39.) leitet ins⸗ 
beſondere ſaͤmmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt feine eigenen, ſowie 
die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen in Ausfuͤhrung und ernennt und ent⸗ 
laͤßt die Beamten der Geſellſchaft. i 

Er verwaltet den Geſellſchaftsfonds und die kuͤnftig eingehenden Bahn⸗ 
und Transportgelder, ſowie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft, erwirbt 
die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes nach ihren Beſchluͤſſen erforderlichen 
Grundſtuͤcke und ſonſtiges bewegliches und unbewegliches Eigenthum, bewirkt 
die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn nach dem genehmigten Bauplane, ſowie 


demnaͤchſt ihre Unterhaltung, desgleichen die Aufführung, Anſchaffung, Unter⸗ 


haltung der erforderlichen Gebaͤude, Materialien, Transportmittel und Uten⸗ 


ſilien, organiſirt und leitet den Transportbetrieb, ſchließt alle im Intereſſe der 


Geſellſchaft erforderlichen Kauf-, Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht⸗, Mieths⸗, Enga⸗ 
gements⸗, Anleihe- und ſonſtigen Verträge Namens der Geſellſchaft und repraͤ⸗ 
ſentirt die letztere in allen Verhaͤltniſſen nach Außen auf das vollſtaͤndigſte mit 
allen Befugniſſen und Verpflichtungen, welche die Geſetze dem Vorſtande einer 
Aktiengeſellſchaft (Art. 227. bis 241. des Handelsgeſetzbuches) beilegen. 

Insbeſondere iſt der Verwaltungsrath legitimirt, die Geſellſchaft in 
allen gerichtlichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hy⸗ 
pothekenbuͤcher und Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen 
vorzunehmen, Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Ent⸗ 
ſcheidung zu unterwerfen. 

Der Verwaltungsrath hat mit Genehmigung des Handelsminiſters na 
Eroͤffnung des Betriebes einen Generalbevollmaͤchtigten zu beſtellen, welcher die 
Geſellſchaft in allen auf die Ausuͤbung des Eiſenbahnbetriebes bezuͤglichen Ge⸗ 
fchäften, ſoweit dieſelben nicht von dem verantwortlichen techniſchen Betriebs⸗ 
direktor (H. 8. Nr. 1. C.) zu leiten find, zu vertreten berechtigt und verpflichtet 
iſt. Derſelbe hat in Goͤrlitz feinen Wohnſitz zu nehmen und muß Preußiſcher 
Unterthan ſein. 

Der Verwaltungsrath iſt außerdem ermaͤchtigt, zur Ausuͤbung gewiſſer 
Befugniſſe deſſelben anderweit Generals und Spezialbevollmaͤchtigte zu ernennen 
und denſelben Vollmachten zu ertheilen, welche, ſoweit ſie nicht fuͤr ein be⸗ 
ſtimmtes Geſchaͤft oder auf einen beſtimmten Zeitraum ertheilt ſind, durch den 
Wechſel der Verwaltungsraths-Mitglieder allein nicht erloͤſchen. 

(Nr. 5917) 8 Zur 


| ae 8 . 
Zur Berathung und Beſchlußnahme des PVerwaltungsrathes gehören ind: 
beſondere: „ b 

1) die Beſtimmung der Einze hungen auf die Aktien (F. 16.), Ausferti⸗ 


gung der Aktien, Div oendenſcheine, Kupons und Talons; 
2 die Wahl ſaͤwentlicher Beamten und Feſtſtellung der mit denſelben ab⸗ 
zuſchließe den Vertraͤge, ſowie der ihnen zu ertheilenden Inſtruktionen; 


3) die Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, ſowie alle im §. 31. unter 1. 
bis 8. genannten, demnaͤchſt noch zum Beſchluſſe der Generalverſamm⸗ 
lung zu bringenden Gegenſtaͤnde; n 


4) die Feſtſtellung der Inventur und Bilanz; 
5) die Beſtimmung uͤber die Hoͤhe der jaͤhrlichen Dividende; 


6) die Normirung der Prozentſaͤtze, welche aus der Betriebskaſſe zum Er⸗ 
neuerungsfonds zu zahlen find (H. 7.). 


Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, die der Wer: 
waltungsrath Namens der Geſellſchaft ausſtellt, reſp. vollzieht, ſind verbindlich 
fuͤr die Geſellſchaft, ſobald ſie von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
en mindeſtens noch zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterfchrieben 
ind. 


H. 44. 
Legitimation. 


Zur Ausuͤbung aller dem Verwaltungsrathe im H. 43. ertheilten Be⸗ 
fugniſſe bedarf derſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden keiner weiteren Le⸗ 
gitimation, als eines auf Grund der von der Gerichtsperſon oder dem Notar 
aufgenommenen Wahlverhandlung ausgefertigten, gerichtlichen oder notariellen 

Atteſtes uͤber die Perſonen ſeiner jedesmaligen Mitglieder. 


H. 45. 
Pflichten und Verantwortlichkeit. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten ihr Amt nach beſter 
Einſicht und find der Geſellſchaft nach Maaßgabe des Geſetzes ($. 132. Titel 6. 
Theil 2. des Allgemeinen Landrechts) fuͤr ihre Handlungen verhaftet. 5 

Die nicht in Preußen wohnhaften Mitglieder nehmen fuͤr etwaige Regreß⸗ 
anſpruͤche bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Goͤrlitz Domizil und ſind den Ent⸗ 
ſcheidungen der Preußiſchen Gerichte aller Orts mit voller Wirkung unter⸗ 
worfen, ſo daß aus denſelben auch im Auslande gegen ſie ohne weiteres die 
Exekution vollſtreckt werden kann. 


$. 46, 


u 


3 H. 46. 85 
Dauer des Amtes. 


Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrathes ift eine vierjährige. 


In den drei erſten Jahren nach der fuͤnfjaͤhrigen Amtsdauer (F. 35.) 
des erſten Verwaltungsrathes ſcheiden je vier Mitglieder, welche durch das Loos 
beſtimmt werden, aus. Im vierten Jahre ſcheiden die drei letzten der zuerſt 


ewaͤhlten Mitglieder aus. Später entſcheidet über das Ausſcheiden nur die 


mtsdauer. 
Die Ausgeſchiedenen ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


$. 47. 
Austritt, Entſetzung, Suspenſion. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes kann ſein Amt nach vorgaͤngiger 
vierwöchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederlegen. ö 
Ä Ein ſolcher Austritt iſt nothwendig, wenn die im H. 40. erwähnten Fälle 
der Wahlunfaͤhigkeit eintreten. Der Geſellſchaft ſteht aber das Recht zu, jedes 
Mitglied des Verwaltungsrathes zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, wenn 
dieſes von der Staatsregierung verlangt oder auf den Antrag der übrigen Ver⸗ 
waltungsraths⸗Mitglieder oder der Reviſoren in einer Generalverſammlung be⸗ 
ſchloſſen wird. f g 

Ein ſolcher Antrag muß zunaͤchſt bei dem Verwaltungsrathe ſelbſt einge⸗ 
bracht und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Ver⸗ 
ſammlung ſaͤmmtlicher Mitglieder genehmigt, demnaͤchſt aber der Generalver⸗ 
ſammlung vorgelegt werden. 5 

Auch kann in einer auf gleiche Weiſe berufenen Verſammlung durch 
einen von mindeſtens eilf Mitgliedern des Verwaltungsrathes gefaßten Beſchluß 
die Suspenſion vom Amte gegen ein Mitglied deſſelben bis zur definitiven Ent⸗ 
ſcheidung der naͤchſten Generalverſammlung 18 werden, in welchem 
Falle der Verwaltungsrath zur interimiſtiſchen! ahl eines anderen Mitgliedes 
ſchreiten kann. . Ba 

Das Protokoll tiber eine ſolche Wahl muß gleichfalls unter Zuziehung 
einer Gerichtsperſon oder eines Notars aufgenommen werden. ö 


F. 48. 
Remuneration der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten, außer der Erſtattung 
ihrer baaren Auslagen, eine Remuneration, welche durch die Generalverſammlung 
feſtgeſetzt wird. 
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Fi 


 Reviforen 
H. 49. 
Wahl. 


ER nn ee waͤhlt fuͤr jedes Genen, aus der a 
ö der in Preußen wohnhaften Aktionaire Biel Reviſoren. 


95 50. 
Reſſort. 


i Dieſen liegt ob, die vom Verbale aufzuſtellnden Bilanzen se 
1 75 und zu dechargiren. 
ar Die in der erſten ordentlichen Generalverſammlung nach Ablauf 915 
Bauzeit zu waͤhlenden Reviſoren haben die Baurechnung, ſowie die Bilanzen 
für die Bauzeit und für das erſte Betriebsjahr zu pruͤfen; die in jedem folgen⸗ 
en Jahre zu waͤhlenden Reviſoren pruͤfen die We desjenigen Ihe in 5 
N elchem ſie gewaͤhlt ſind. 2 
Die Reoiforen find ermächtigt, dem Verwaltungsrathe Decharge zu er⸗ . 
theilen, wenn ſie gegen die Bilanz nichts zu erinnern finden oder ihre emagen 85 
Erinnerungen erledigt worden ſind. 5 
Entgegengeſetzten Falls haben. fie bei 55 nächſten Seneralverfammlung, 3 
Welcher das Reſultat der Prüfung jederzeit mitzutheilen iſt, die Beſchlußnahme = 
fin, Verfolgung Ober dg der unerledigten See anheim⸗ 5 
8 8 en. N 


C. 
Beamte der Geſellſchaft. 
8 $. 51. 
: : 75 Wahl der Beamten. 


: Sollte der Betrieb der von der Geſellſchaft zu erbauenden Eisenbahn 5 
nicht einer anderen Geſellſchaft oder dem Staate überlaffen werden, fo hat der 
Verwaltungsrath den eigenen Betrieb den beſtehenden allgemeinen und ee ; 
Vaordnungen gemaͤß zu organifiren und nach Maaßgabe des F. 8. Nr. 1. 
sub c. des Statuts ſaͤmmtliche dazu erforderliche hoͤhere und niedere Beamte 5 
zu erwaͤhlen und anzustellen, die Bedingungen der mit ihnen abzuſchließenden 
Kontrakte und ihnen zu ertheilenden Vollmachten en und die et; a 
ee r zu een 5 


„%% 
n a 85 5 Der Syndikus. i „„ 
Der Syndikus wird aus der Zahl der in Görlitz wohnenden, zum Richter⸗ 
ante qualifizirten Perſonen gewählt. Der Stellvertreter ift dazu beſtimmt, den 
Syndikus bei einzelnen Behinderungsfällen zu vertreten und wird von dem 
letzteren ſelbſt, mit Genehmigung des Verwaltungsrathes, gewählt. Seine fe 
gitimation wird durch eine vom Syndikus ausgeſtellte, mit der Genehmigung 
des Verwaltungsrathes verſehene Subſtitutionsvollmacht gefuͤhrt. VV 


3 


Kaſſenweſen. 


% Ueber die Einrichtung und Verwaltung des Kaſſenweſens wird von dem 
Verwaltungsrathe eine beſondere Inſtruktion feſtgeſetzt. FE 


. e . 54. 1 
Alle in Bezug auf die Zuſammenſetzung des Verwaltungsrathes und der 
übrigen Vertreter und der im H. 8. Nr. 1. sub e. bezeichneten Beamten der 
Geſellſchaft eintretenden Veränderungen, ſowie die Namen der Vorſitzenden und 
deren Stellvertreter find durch die Geſellſchaftsblaͤtter rechtzeitig bekannt zu 
machen. 3 
8 Ä . 

5 Voruͤbergehende Beſtimmungen. N ER 
Fur die erften fünf Jahre beſteht der Verwaltungsrath der Gefellfchaft, 
kraft dieſes Statuts, aus nachſtehend genannten eilf Perſonen, welche das ganze 
Aktienunternehmen ins Leben gerufen haben, die jedoch verpflichtet find, nach 
Allerhoͤchſter Beſtaͤtigung dieſes Statuts ihre Zahl unter Beruͤckſichtigung der 
im H. 39. vorgeſchriebenen Nationalitaͤt bis auf funfzehn zu erhoͤhen, naͤmlich: En 2 
1) John Chapman, i a 

2) Sir John Henry Pelly, Baronet, 5 d „ 
Robert Nuſſell Notman, a VVV 
D Charles Edward Mangles, Jam mn , 3 
* 5) George Barnard Townsend, | 
) James Gilbert Johnſton, 

„ ſaͤmmtlich in London wohnhaft; | | 
1 0 Rittergutsbeſitzer v. Alvensleben auf Zoblitz, 

8) Buͤrgermeiſter Richtſteig in Goͤrlitz 

1. 5917.) ; 697 


* 4 1 


9) Dberbärgermeifler Sattig in Görlitz „ 
10) Kommerzienrath Schmidt in Goͤrlitz, 
11) Dr. Strousberg aus Berlin. 


Dieſelben bleiben in Funktion bis zu der nach Ablauf von fuͤnf Jahren 
ſtattfindenden naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung (F. 28.). In dieſer 
ſcheiden dann vier der vorgenannten Mitglieder nach H. 40. aus. 5 
i Sollten ſich bis zum Ablaufe der Bauzeit Vakanzen in dem vorge⸗ 
dachten Verwaltungsrathe ereignen, ſo haben die uͤbrig gebliebenen Mitglieder 
die Befugniß, ihre Zahl, unter Beobachtung der Beſtimmung im H. 40. dieſes 
Statuts, durch eine in ihrer Mitte zu vollziehende Wahl zu ergaͤnzen. Die 
ſolchergeſtalt gewaͤhlten Mitglieder bleiben ebenfalls bis zu der oben bezeichneten 
Generalverſammlung in Funktion. 

Die Mitglieder dieſes Verwaltungsrathes haben das Recht, ſich durch 
ein anderes Mitglied kraft einer demſelben zu ertheilenden Vollmacht vertreten 
ö zu laſſen; jedoch darf kein Mitglied mehr als drei ſolcher Vertretungen gleich⸗ 
zeitig uͤbernehmen. i 


F. 56. 


= Waͤhrend und bis zum Ablaufe der Bauzeit (F. 26.) werden nach Maaß⸗ 
gabe der nachſtehenden Beſtimmungen die F. 55. aufgefuͤhrten Mitglieder des 
erwaltungsrathes zur Wahrnehmung der Geſchaͤfte deſſelben bevollmaͤchtigt. 


H. 57. ; 
Komite für die Finanzangelegenheiten. 
Vermoͤge dieſes Auftrages find die Herren: 
1) John Chapman, 
2) Sir John Henri Pelly, Baronet, 
3) Robert Ruſſell Notman, 
4) Charles E. Mangles, 8 
5) George Barnard Townsend, 
> 6) James Gilbert Johnſton 
5 in London, 
15 | und das nach $. 55. noch zu erwählende Mitglied, 
die den Sitz ihrer Thaͤtigkeit in Berlin haben, ermächtigt, Namens des ge 
ſammten Verwaltungs rathes und der Geſellſchaft als Komite für die Finanz⸗ 
angelegenheiten der Geſellſchaft: ö n 
1) die auf ſaͤmmtliche Aktien zu leiſtenden Einzahlungen nach Beduͤrfniß 
reſp. nach Beſtimmung der Staatsregierung auszuſchreiben, die en 


* 


2 


5 auszugeben, gegen Vollzahlung auszuhändigen und darauf gezahlten 
Gelder bis zu deren Verwendung ſicher zu aſſerviren, auch ſich hieruͤber 
auf Erfordern der Staatsregierung genügend auszuweiſen; 


2) den Bau der von der Geſellſchaft nach H. 1. beabſichtigten Eiſenbahn, 
ſowie die Beſchaffung der geſammten Betriebsmittel fuͤr dieſelbe, uͤber⸗ 2 
haupt alles dasjenige, was zur vollſtaͤndigen Herſtellung der Bahn und 
ihrer Zubehoͤrung bis zum Betriebe derſelben in ihrer ganzen Ausdehnung 
erforderlich iſt, ganz oder theilweiſe in Entrepriſe zu geben und alle 
Kontrakte ſelbſtſtaͤndig abzuſchließen, welche über alle Gegenſtaͤnde erfor⸗ 
derlich ſind — der Abſchluß von Vertraͤgen, welche Ueberſchreitungen des 
Anſchlags involviren oder nach ſich ziehen, ſetzt die Zuſtimmung des 
Reviſionskomités voraus; — s i 

3) endlich in Gemeinſchaft mit dem Reviſionskomité und mit Genehmi⸗ 
gung der Staatsregierung den Betrieb der in Rede ſtehenden Eiſenbahn . 5 
noch vor dem Beginn deſſelben auf Rechnung der Geſellſchaft einer f 
anderen Geſellſchaft oder dem Staate zu uͤbertragen. 122 


F. 58. 


Reviſionskomité. 
Die Herren: 
1) Rittergutsbeſitzer v. Alvensleben, 
2) Vuͤrgermeiſter Rich tſteig, 
3) Oberbuͤrgermeiſter Sattig, 
4) Kommerzienrath Schmidt, 
5) Dr. phil. Strousberg, 


und die laut $. 55. noch zu erwaͤhlenden drei Mitglieder, die den Sitz ihrer 
Thaͤtigkeit in Goͤrlitz haben, bilden bis zur erſten, nach Ablauf der Bauzeit 
stattfindenden ordentlichen Generalverſammlung ein Reviſionskomité und ſind 
ermächtigt, Namens und im Auftrage des geſammten Verwaltungsrathes: 


1) die Ausführung der Bauarbeiten auf der Bahnlinie und die Erfuͤllung 
der von dem Komite für Finanzangelegenheiten oder den Bauunter⸗ 
nehmern eingegangenen Verpflichtungen in ihrem ganzen Umfange zu 
beaufſichtigen, auch darüber zu wachen, daß das eingezahlte Grund⸗ 

kapital Seitens des Finanzkomités beſtimmungsmaͤßig verwendet, wird, 
die an den etwaigen Bauunternehmer geleiſteten Zahlungen in richtigem 

Verhaͤltniſſe zu deſſen Leiſtungen, wie den Anſchlagsſummen ſtehen, auch 
die ganze Thätigkeit des Finanzkomités durch Delegirte aus ihrer Mitte 
pruͤfen und weiter verfolgen zu laſſen; 5 75 

2) das der Geſellſchaft vom Staate zu verleihende Expropriationsrecht 

5 Namens dieſer Geſellſchaft auszuuͤben. 5 
Gr. 5917.) FS. 39. 


| Die Mitglieder beider Komites find, bei eigener Vertretung, der Geſell⸗ 
ſchaft gegenuber verpflichtet, die in den vorſtehenden HH. 57. und 58. beſtimmten 


Grenzen ihrer Thätigkeit genau einzuhalten, dagegen find in den Verhält⸗ 70 


niſſen zu dritten Perſonen, der Theilung ihrer Thaͤtigkeit ungeachtet, alle Er⸗ 


a klaͤrungen und Verhandlungen eines jeden der beiden Komités für die Geſell⸗ 


ſchaft verbindlich, wenn ſie unter der Firma des Verwaltungsrathes von dem 5 


Vorſitzenden eines der beiden Komités oder ihrer Stellvertreter und mindeſtens 
noch einem Mitgliede des betreffenden Komités vollzogen find. 5 
Der Verwaltungsrath in feiner Geſammtheit ift übrigens. berechtigt, auch 
ſchon vor Ablauf der Bauzeit durch Beſchluß die Theilung der Arbeiten und 
Befugniſſe aufzuheben. Ein ſolcher Beſchluß, mit welchem zugleich die Wahl 
eines Vorſitzenden des geſammten Verwaltungsrathes und eines Stellvertreters 
verbunden ſein muß, bedarf einer Mehrheit von zwei Drittheilen des vereinigten 
Verwaltungsrathes und iſt oͤffentlich bekannt zu machen. 
In Folge deſſen treten dann auch innerhalb der Geſellſchaft die auf die 
Theilung der Arbeiten und Befugniſſe beider Komités bezuͤglichen Beſtimmun⸗ 
gen der $$. 57. und 58. außer Kraft. In Fällen, wo zwiſchen dem Finanz⸗ 


komité und dem Reviſionskomité bei Zuſammentritt beider zu gemeinſamer Ber 


krathung oder ſonſt eine Einigung nicht erzielt wird, tritt das ſchiedsrichterliche 
Verfahren nach den Vorſchriften dieſes Statuts ein. 


$. 60, 
Die beiden Komités haben wahrend der Bauzeit ihre Bekanntmachungen 


SR durch die im $. 12. bezeichneten Blatter zu erlaſſen. Sollte eines oder das 
andere derſelben in dieſer Zeit eingehen, ſo muͤſſen beide Komités gemeinſchaft⸗ 
lliiuch ein anderes Blatt in Stelle des eingegangenen wählen. 


$. 61. 


Der durch das gegenwärtige Statut im H. 55. konſtituirte erſte Ber⸗ 


waltungsrath iſt ermaͤchtigt, die von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung 
etwa als erforderlich zu erachtenden Abaͤnderungen dieſes Statuts vorzunehmen 


und in urkundlicher Form ſelbſt oder durch einen Bevollmaͤchtigten mit ver 


755 bindlicher Kraft fuͤr alle Aktionaire der Geſellſchaft zu vollziehen. 


§. 62. 


Wer durch Aktienzeichnung dem Unternehmen beitritt, unterwirft ſich da⸗ 
mit den von dem Gruͤndungskomité verlautbarten Beſtimmungen dieſes Statuts 


und erkennt alle von dem Komité als Stellvertreter der Geſellſchaft innerhalb | 


der ſtatutenmäßigen Grenzen getroffenen Maaßnahmen und eingegangenen Ver⸗ 5 


8 pflichtungen als für ſich verbindlich an. 


RT 


velcher unbeſchadet des allgemeinen geſetzlichen Aufſichtsrechts und der daraus 
entſpringenden Befugniſſe des Staats ermaͤchtigt ſein ſoll, ſich zu jeder Zeit, in 
jeder ihm geeignet ſcheinenden Weiſe, von der vorſchriftsmaͤßigen und ſollden 
Ausfuͤhrung des Baues nach den genehmigten Plaͤnen und Konſtruktionen und 
von der Beſchaffenheit der zu verwendenden Materialien und Betriebsmitte 
Einſichtnahme und Proben Ueberzeugung zu verſchaffen. Seinen Anordnungen 
it die Geſellſchaft unter Vorbehalt des Rekurſes an das Königliche Minifteriu 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten binnen zehntägiger prasbuftoen 15 
Friſt unbedingt Folge zu leiſten verbunden. 

0 Es ſteht ihm das Recht zu, in dringenden Faͤllen ſelbſiſtändig, ſonſt aber 5 
mit Genehmigung der vorgeſetzten Aufſichtsbehoͤrde die Aufführung eines Bau⸗ 
werkes und die Benutzung von Betriebsmitteln zu unterſagen. 5 5 
Die dem Staate durch die ſpezielle Aufſicht erwachſenden, Koſten hat De 
Geſellſchaft nach Belinmung des Königlichen Miniſteriums für Handel, Ge 
Werbe und öffentliche Arbeiten e zu Wee ur zu A 


nn Schema A. 


| Sta m m Aktie 
i - der ? | 
Berlin- Ödrliger Eiſenbahngeſellſchaft 

uͤber 

Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 

a Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben an 
dem geſammten Eigenthume der Berlin-Goͤrlitzer Eiſenbahngeſellſchaft und an 
dem Gewinne und Verluſte derſelben betheiligt. 


5 denn BONGEN 8 
| Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(.. S.) Der Verwaltungsrath. Eingetragen Fol.. . des Aktienbuches. 
1 (Acht fakſimilirte Unterſchriften.) (Unterſchrift des Beamten.) 


EI i 
Schema | 
| Stamm-Prioritäts- Aktie 
; der 
Berlin - Görliger Eiſenbahngeſellſchaft 

Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 1 
Dtäer Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben an 
dem geſammten Eigenthume der Berlins Görliger Eiſenbahngeſellſchaft und an 
dem Gewinne und Verluſte derſelben mit allen denjenigen Vorrechten betheiligt, 
die nach dem Geſellſchaftsſtatute den Inhabern der Stamm⸗Prioritaͤtsaktien 
zuſtehen, insbeſondere alſo mit dem prioritaͤtiſchen Anſpruche auf Gewährung . 
einer Dividende von fuͤnf Prozent pro anno aus dem Reinertrage des Unter⸗ 
nehmens der Geſellſchaft, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Inhaber 
der Stammaktien ſtattfinden darf. ö 


Vn Renee 2 18. 
Se Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 
\ (L. 800 Der Verwaltungsrath. Eingetragen Fol. des Aktienbuches. 
AUlccht fakſimilirte Unterſchriften.) Cunterſchrift des Beamten.) 


Schema C. 


Kupon 
zur Stamm⸗Prioritäts⸗ Akte ana der Berlin⸗ 


2 : zur Stamm⸗ 
2 Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft 
a 3 = waͤhrend der Bauzeit, nachdem die Aktie voll eingezahlt iſt. 
Bl 5 Der Inhaber dieſes Kupons empfaͤngt gegen e 
52 deſſelben 
8 ae Preuß. Kur., geſchrieben Hur Thaler Preuß. Kurant, 
28 als Zinſen der vorgedachten Aktie für das halbe Jahr vom 
= S2 his um he ö 
8 8 Es Es ne den . 18 
2 5 5 Der Verwaltungsrath der Berlin⸗ Odutzer Eiſenbahn⸗ 
88 8 Geſellſchaft. 
D * (L. S.) FFakſimile von zwei Unterſchriften. ) 
Eingetragen Fol. ..... 
(Unterſchrift des Beamten.) 
Schente Air 
Dividendenſchein 


8 zur . 
Stammaktie M@..... der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Scheins empfaͤngt gegen Einlieferung deſſelben die 
auf obige Aktie fallende Dividende für das Jahr. , deren Betrag vom 
Verwalkungsrathe bekannt gemacht werden wird. 

EN e eege 18... 


Der Verwaltungsrath der Berlin⸗ Görlter Eiſenbahngeſellſchaft. 
8) (Fakſimile von zwei Unterſchriften.) 
Eingetragen in bad 55 Regiſter 


ee des Beamten.) 


| 2 Sahrgang 1864. (Nr. 5917.) 70 Schema E. 


— 


Talon 
zur ö 
5 Stammaktie „„ der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn⸗ 
u 5 Geſellſchaft. 
8 5 0 Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt im Jahre gegen 
85:3 Einlieferung deſſelben die zu der en Aktie auszufertigenden 
888 Dividendenſcheine prr . bis inkluſive. 
82 . FJ 18 
= 5 Der Verwaltungsrath der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn⸗ 
5 Geſellſchaft. 


(L. 8.) (Fakſimile von zwei Unterfchriften.) 


Schema F. 
— Ban rt 


Dividendenſchein 


zur 
Stamm ⸗Prioritaͤtsaktie 2 der Berlin⸗Görlitzer 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Dividendenſcheins hat gegen Einlieferung 
deſſelben an dem laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinne der Ge⸗ 
ſellſchaft für das Jahn einen Pribritaͤtsanſpruch bis zu 10 Rthlr. 
Pr. Kur., geſchrieben Zehn Thaler Preußiſch Kurant. Außerdem 
wird der Ueberſchuß des vertheilungsfähigen Reingewinnes, der ſich 
nach Auszahlung dieſer fünf Prozent, fowie demnaͤchſt fernerer ſechs 
und zwei Drittel Prozent pro anno auf die Stammaktien herausſtellt, 
pro rata unter die Stamm- und Stamm⸗Prioritaͤtsaktien vertheilt. 


ie ee „ enn a 


Der Verwaltungsrath der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 
(E28 (Fakſimile von zwei Unterſchriften.) 


ſchein⸗Regiſter B. 


Eingetragen 
FOH 
(Unterſchrift des Beamten.) 


in das Dividenden 


8 | Schema 6. 


2 TO. Schema G. 
Talon 
8 i zur i 
& Stamm ⸗Prioritätsaktie 7 . .. der Berlin» Görlitzer 
85 8 Eiſenbahngeſellſchaft. 
gen Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre gegen 
85 Einlieferung deſſelben die zu der obengenannten Aktie auszufertigenden 
Sage Dividendenſcheine pr. bis inklufive, 
za. er. „ den una e 18. 
S Der Verwaltungsrath der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn⸗ 
i Geſellſchaft. 


(L. S.) (Fakſimile von zwei Unterſchriften.) 


mn 


Quittungsbogen 
der 
Berlin- Ödrliger Eiſenbahngeſellſchaft 
we. 


Herr 14 75 
hat ſich durch Zeichnung einer | Str 1 Aktie von under | 
Thalern Preußiſch Kurant bei der Berlin⸗Gorlitzer Eiſenbahngeſellſchaft betheiligt 
und auf dieſen Betrag die hierunter von dem Verwaltungsrathe oder dem 
Finanzkomité der Geſellſchaft zu quittirenden Raten eingezahlt. Die Aus⸗ 
haͤndigung der Aktie gegen Ruͤckgabe dieſes Quittungsbogens geſchieht, nachdem 
der Betrag der Aktie voll eingezahlt iſt. 8 
o denn nnn . 18. 


Das Finanzkomite der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 
| (JL. 8.) (Drei fakſimilirte Unterſchriften.) 


(Nr. 59175918.) 7 (Nr, 5918.) 


5 


(Nr. 5918.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Juni 1864., betreffend die Genehmigung des mit 
> der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages 
wegen kaͤuflicher Uebertragung der Aachen-Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Cre⸗ 
feld⸗ Kreis Gladbacher Eiſenbahn. 


Ai den Bericht vom 19. Juni d. J. will Ich dem unter dem 7. Mai 1864. 
Namens des Staates mit der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage wegen kaͤuflicher Uebertragung der Aachen-Duͤſſeldorfer und 
Kuhrort= Erefeld - Kreis Gladbacher Eiſenbahn hierdurch Meine Genehmigung 
ertheilen. 

Carlsbad, den 27. Juni 1864. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


wiſchen dem Staate, vertreten durch den zur Vollziehung dieſes Akts von 
dem Herrn Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten kommittirten 
Geheimen Oberregierungsrath Karl Wilhelm Everhard Wolf, einerſeits, und 
der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch die laut abſchrift⸗ 
lich anliegendem Beſchluſſe der Generalverſammlung vom 31. Oktober 1863. 
bevollmaͤchtigte Koͤnigliche Eiſenbahndirektion zu Elberfeld und die gleichzeitig 
mitbevollmaͤchtigte Deputation der Aktionaire, andererſeits, ift vorbehaltlich der 
Allerhoͤchſten Genehmigung Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs heute der nachfolgende 
Vertrag abgeſchloſſen worden. 


Ne 


Dem Staate ſteht nach den mit der Ruhrort-Crefeld-Kreis Gladbacher 
und der Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Betriebsuͤber⸗ 
laſſungs⸗Vertraͤgen vom 26. und 29. September 1849. (Geſetz-Samml. pro 
1850. S. 152. ff.) das Recht zu, gegen Erſtattung des vollen Nominalwerths 
ſaͤmmtliche Aktien beider Geſellſchaften zu jeder Zeit nach vorgaͤngiger öffent: 
lich bekannt zu machender ſechsmonatlicher Kuͤndigungsfriſt einzuloͤſen und 
dadurch das Eigenthum der beiden Bahnen zu erwerben. 5 

Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, dem Staate 
zur Ausuͤbung dieſes Rechts die erforderlichen Mittel dadurch zur Verfuͤgung 
zu ſtellen, daß fie die betreffenden Aktien, ſoweit fie dieſelben ſelbſt beſitzt, nebit 
den dazu gehoͤrigen, durch die zu erlaſſende Kuͤndigung unguͤltig werdenden 

Zins⸗ 


9 


Zinskupons und Dividendenſcheine in natura uͤbergiebt und fuͤr alle uͤbrigen 
Aktien den vollen Nominalwerth baar uͤberweiſt. i 


H. 2. 


Der Staat uͤbernimmt die Verpflichtung, nachdem die Bergiſch⸗Maͤrkiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft die im H. 1. eingegangene Verbindlichkeit mindeſtens vier 
Wochen vorher vollſtaͤndig erfüllt haben wird, zum folgenden erſten Juli nach 
Maaßgabe der §§. 14. und 16. der Betriebsuͤberlaſſungs⸗Vertraͤge vom 26. 
und 29. September 1849. die Kündigung der Stammaktien der Ruhrort⸗Ere⸗ 
feld⸗Kreis Gladbacher und der Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahngeſellſchaft aus⸗ 
zufprechen und zu veröffentlichen, auch hierbei gleichzeitig den Stammaktionairen 
anzukuͤndigen, daß fie den Nominalwerth ihrer Aktien nicht blos nach Ablauf 
der Kuͤndigungsfriſt, ſondern nach ihrer Wahl auch ſofort bei den zu bezeich⸗ 
nenden Zahlſtellen in Empfang nehmen koͤnnen. 


Den Aktionairen, welche die Ruͤckzahlung vor dem Ablauf der Kuͤndi⸗ = 


gungsfriſt acceptiren, ſollen bis zum Zahlungstage 33 Prozent Zinfen pro anno 
berechnet werden, wofuͤr die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft die noͤthigen 
Fonds gegen Empfangnahme der noch nicht zahlungsfaͤhigen Zinskupons und 
Dividendenſcheine des betreffenden Jahres ebenfalls zur Verfuͤgung zu ſtellen hat. 


$. 3. 


Sobald der Staat in Folge der Kündigung und Einloͤſung der Aktien 
die Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher und die Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahn 
erworben hat, iſt die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, beide Bahnen von dem Staate kaͤuflich zu uͤbernehmen, und zwar nebſt 
allem Zubehör, Rechten und Pflichten, einſchließlich aller Veraͤnderungen, welche 
während der Dauer ſeines Beſitzes etwa in Folge von Zufaͤllen oder durch den 
Gang der laufenden Verwaltung eintreten werden. 

Fuͤr den zu dieſem Zwecke demnaͤchſt abzuſchließenden Kaufvertrag ſoll 
Folgendes gelten: ö 

1) Die Mittel, welche die Geſellſchaft dem Staate nach H. 1. gegenwär- 
tigen Vertrages zum Zwecke der Einloͤſung der Aktien zu überweifen 
hat, bilden den Kaufpreis fuͤr beide Bahnen. 8 

2) Die Stammaktien der Aachen-Duͤſſeldorfer und der Ruhrort-Crefeld⸗ 
Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft behalten an beide Bahnen und 
beziehungsweiſe an die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft kein 
weiteres Anrecht, als daß die Zinskupons und Dividendenſcheine der 
früheren Betriebsjahre ſtatutenmaͤßig eingelöft werden muͤſſen. 

3) Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt bei beiden Bahnen 
in alle Rechte des Staats, insbeſondere auch in alle inmittelſt etwa 
aufgekommenen Einnahmen. 

4) Die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft vertritt den Staat gegen 
alle Anfprüche, welche etwa in Folge der Einloͤſung der Aktien der 
Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗ 
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aste haft gegen ihn geltend gemacht werden. Alle Verpflichtungen, 
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aſten und Verbindlichkeiten, welche der Staat durch die Erwerbung 

der Bahnen oder auch waͤhrend des Zeitraums bis zum Abſchluß des 
Kaufvertrages uͤberkommen wird, mit alleiniger Ausnahme der Ein⸗ 
loͤſungsverbindlichkeit in Betreff der bei Ablauf der Kuͤndigungsfriſt 


etwa noch nicht praͤſentirten Stammaktien, muͤſſen von der Bergiſch⸗ 


Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft unbedingt und ohne jeden Vorbehalt = 


als Selbſtſchuldnerin übernommen werden. 


Den Prioritaͤtsglaͤubigern der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗ 


Kreis Gladbacher Eiſenbahn bleiben ihre Vorzugsrechte auf dieſe Bahnen, 


deren Betriebsmittel und Betriebseinnahmen vorbehalten. Um dieſe 
Rechte ſicher zu ſtellen, wird das bewegliche und unbewegliche Eigen⸗ 
thum, welches den Prioritaͤtsglaͤubigern vorzugsweiſe verhaftet iſt, be⸗ 
ſonders inventariſirt, in Stand gehalten und erneuert. Die Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſche Geſellſchaft tritt zudem in alle den Aachen⸗Duͤſſeldorfer und 
Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Geſellſchaften gegenüber deren Prio⸗ 
ritaͤts⸗ und ſonſtigen Glaͤubigern obliegenden Verbindlichkeiten als Selbſt⸗ 
ſchuldnerin ein, und geſteht dieſen Glaͤubigern das Recht zu, das ge⸗ 
ſammte Vermögen der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Geſellſchaft, vorbehaltlich 
jedoch der den Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Prioritaͤtsanleihen bereits zuſtehenden 
Vorzugsrechte, Behufs ihrer Befriedigung in Anſpruch zu nehmen. 


Den bei der Aachen⸗Duͤſſeldorf⸗Ruhrorter Bahn beſchaͤftigten Beamten 
gewaͤhrleiſtet die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft die durch ihre 


Anſtellung oder durch Dienſtvertrag begründeten Rechte, insbeſondere 
auch ihre Anſpruͤche gegen die bei dieſer Bahn beſtehenden Penſions⸗, 
Wittwen⸗, Unterſtuͤtzungs⸗ und Kranken⸗Fonds. s 

Die vertraglichen und ſtatutariſchen Feſtſetzungen, welche zwiſchen dem 
Staate und der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Geſellſchaft wegen der Verwaltung 
des Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahnunternehmens, beziehungsweiſe wegen 
der Betriebsuͤberlaſſung an den Staat beſtehen, treten auch bezuͤglich 
der Aachen-Duͤſſeldorfer und der Ruhrort-Crefeld-Kreis Gladbacher 


Eiſenbahn bei deren Uebertragung an die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahn⸗ 


geſellſchaft in Kraft. 


Die beſonderen Vereinbarungen zwiſchen der Königlichen Militair⸗, 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und der 


Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich der 
jene Staatsverwaltungszweige betreffenden Angelegenheiten bleiben 
in Kraft. 

Die in dem Vertrage uͤber den Bau und Betrieb der Ruhr⸗Sieg 
Eiſenbahn vom 13. und 14. Februar 1856. enthaltenen Feſtſetzungen 
wegen der Vertheilung der Betriebskoſten, desgleichen die vereinbarten 
Feſtſetzungen über die Beſchaffung und Verzinſung der Betriebsmittel 
werden auf die Aachen⸗Duͤſſeldorf⸗ Ruhrorter Bahn ausgedehnt. 


8) Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Geſellſchaft verpflichtet ſich, dem Staate die⸗ 


jenigen Zuſchuͤſſe, die derſelbe zu den garantirten Zinſen der Be, | 
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Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Aktien bisher ge⸗ 

leiſtet hat und noch etwa leiſten muß, nach Abzug des durch die ver⸗ 
tragsmaͤßige Superdividende gedeckten Betrages ohne Zinſen durch Ueber⸗ 
weiſung von 4 deszenigen Ueberſchuſſes zu erſtatten, welcher fuͤr jedes 
Betriebsjahr zur Vertheilung einer Dividende von mehr als 6% Pro⸗ 
111 an di Stammaktien der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn dispo⸗ 
nibel wird. : 


H. 4. i 

Fuͤr den Fall, daß die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft von dem 
Rechte der Erwerbung der Aachen⸗Duͤſſeldorf⸗Ruhrorter Eiſenbahn durch Ueber⸗ 
weiſung der dazu erforderlichen Geldmittel keinen ſo zeitigen Gebrauch macht, 
daß die Bahn bis zum Schluſſe des Jahres 1864. in ihr Eigenthum übergeht, 
verpflichtet fie fich, dem Staate vom 1. Januar 1865. ab für alle aus den 
übernommenen Zinsgarantien noch zu leiſtenden Zuſchuͤſſe zu den Zinſen der 
Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort-Crefeld-Kreis Gladbacher Stammaktien 
aufzukommen. 


H. 5. 


Damit die Vortheile der Verſchmelzung der rechts- und linksrheiniſchen 
Bahnen, uͤber die ſich dieſer Vertrag erſtreckt, dem öffentlichen Verkehre voll⸗ 
ſtaͤndig zu Gute kommen, verpflichtet ſich die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Geſellſchaft, 
nach Feſtſetzung des Koͤniglichen Handelsminiſteriums eine Schienenverbindung 
zwiſchen der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Bahn bei Duͤſſeldorf und den linksrheiniſchen 
Bahnen mittelſt feſter Bruͤcke auf ihre Koſten herzuſtellen und die Ausfuͤhrung 
dieſer Verbindung nach erfolgter Feſtſetzung des bezuͤglichen Projekts zu be⸗ 
ginnen, nachdem dieſer Vertrag die Allerhoͤchſte Genehmigung erlangt haben wird. 

Desgleichen verpflichtet ſich die Geſellſchaft, eine Verbindungsbahn zwiſchen 
der Witten⸗Duisburger Eiſenbahn und Ruhrort zu bauen. 

Der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft obliegen ferner ohne 
Weiteres nach Erwerbung der Aachen-Duͤſſeldorfer und der Ruhrort⸗Crefeld⸗ 
Kreis Gladbacher Eiſenbahn die Verpflichtungen, welche der Aachen⸗Duͤſſel⸗ 
dorfer Eiſenbahngeſellſchaft unter Nr. 4. und 5. der Allerhoͤchſten Konzeſſions⸗ 
und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 21. Auguſt 1846. (Geſetz-Samml. pro 1846. 
S. 405.) bezuͤglich einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen der Aachen⸗Duͤſſeldorfer 
und der Rheiniſchen Bahn über Juͤlich, ſowie einer Eiſenbahn von Duͤſſeldorf 
nach Sittard auferlegt worden ſind. 


H. 6. 


Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Geſellſchaft uͤbernimmt die Verpflichtung, falls 
die proſektirte Bahn von der Niederländiſchen Grenze bei Venlo nach Vierſen 
und nach Kempen durch eine Privatgeſellſchaft zur Ausführung kommt, auf 
Verlangen der Königlichen Staatsregierung den Betrieb dieſer Bahn unter den⸗ 
jenigen Bedingungen zu übernehmen, welche durch das Königliche Handelsmini⸗ 
ſterium feſtgeſtellt werden. Auch verpflichtet fie ſich, dieſe Bahn, wenn ſolche 
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= durch die konzeſſionirte Geſellſchaft nicht zu Stande kommen moͤchte, nach Feſt⸗ 
ſetzung des Königlichen Handelsminiſteriums ſelbſt zu bauen. Ar 
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§. 7. 


Um eine Vertretung der lokalen Verkehrsverhaͤltniſſe zu erleichtern, wird 
nach erfolgter Erwerbung der Aachen⸗Duͤſſeldorfer und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis 
Gladbacher Eiſenbahn die durch den Betriebsuͤberlaſſungs⸗-Vertrag vom 23. Auguſt 
1850. eingeſetzte Deputation der Aftionaire noch um drei Mitglieder und drei 
Stellvertreter vermehrt. 


So geſchehen Elberfeld, den 7. Mai 1864. 


Carl Wilhelm Everhard Wolf. 
Daneo. 

Weishaupt. 

Plange. 

Dud denhauſen. 
Duͤlberg. 

Daniel von der Heydt. 
Wilhelm Werle. 

Wm. Ulenberg. 

F. H. Wuͤlfing. 

Wilh. Wortmann. 
Anton Keßler. 

F. A. Feldhoff. 

Lu d. v. Papen. 

Dr. Muͤſer. 

J. Schimmelbuſch. 
Carl Overweg. 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober « Hofbuchdruckerel 
REN (R. v. Decker). 


